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Jugendhilfeausschuss 03.06.2020

Betreff  Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten nach § 48 Kinderbildungsgesetz (neu)

Beschlussvorschlag:

1. Fir das Kindergartenjahr 2020/21 wird im Rahmen der Erprobung folgende Férdersystematik fur
bedarfsgerechte Malnahmen zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten nach § 48 KiBiz (n.F.) be-
schlossen:

- Offnungszeiten von mehr als 45 Wochenstunden werden pauschal mit 40 EUR je Wochen-
stunde mal 52 Wochen gefordert.

- Forderung zur Verringerung der SchlieBungstage:
Ausgehend von einem Grundbetrag von 1.000 EUR Foérderung pro Tag, der die Férdergrenze
von 16 SchlieBtagen unterschreitet, erfolgt eine abgestufte Forderung nach der GréRe der
Kita und entsprechend der besseren Personaleinsatzplanung wie folgt:
Kitas bis 2 Gruppen 100 % des Grundbetrages
Kitas mit 3 Gruppen 90 % des Grundbetrages
Kitas mit 4 Gruppen 80 % des Grundbetrages
Kitas ab 5 Gruppen 70 % des Grundbetrages

Eine Forderung erfolgt nur sofern die Kindertageseinrichtung auch das Angebot von 35 Wochenstun-
den im Blockmodell (Uber Mittag) anbietet und dem Jugendamt gegeniiber bestatigt.

2. Sofern die Voraussetzungen erfillt sind erhalten, die in der Anlage aufgefiihrten angemeldeten
Malnahmen eine Forderung nach Ziffer 1.

3. Uber die in der Anlage 1 aufgefiihrten angemeldeten MaBnahmen kénnen im Rahmen des zur
Verfligung stehenden Budgets weitere MaBnahmen entsprechend Ziffer 1 geférdert werden. Im
Sofern im Rahmen des nur begrenzt zur Verfligung stehenden Budgets Auswahlentscheidungen
zu treffen sind bzw. weitere MaRnahmen von mehr als 50 Wochenstunden Offnungszeiten bean-
tragt werden ist eine weitere politische Entscheidung einzuholen.

Unterschrift
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4. Sofern die zur Verfiigung stehenden Mittel fiir das Kindergartenjahr 2020/21 nicht durch MaR-
nahmen in Kindertageseinrichtungen vollsténdig verbraucht werden kénnen, sollen im Verwen-
dungsnachweis gegeniiber dem Land auch die Aufwendungen der erganzenden Kindertagespfle-
ge mit aufgefiihrt werden.
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I Problem:
Mit § 48 des zum 01.08.2020 in Kraft tretenden neuen Gesetzes zur frilhen Bildung und Forderung
von Kindern (KiBiz n.F.) sollen die Rahmenbedingungen fiir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
weiter verbessert werden. Hierzu stellt das Land zusatzlich

- im Kita-Jahr 2020/21 insgesamt 40 Mio. EUR

- imKita-Jahr 2021/22 insgesamt 60 Mio. EUR

- abdem Kita-Jahr 2022/23 jeweils 80 Mio. EUR
fiir die Flexibilisierung von Betreuungszeiten zur Verfliigung. Die Jugenddamter haben diesen Landes-
zuschuss verpflichtend um jeweils 25 % zu erganzen, sodass nach Abschluss der Einfiihrungsphase ab
dem Kita-Jahr 2022/23 den Tragern jahrlich 100 Mio. EUR fir flexible Angebote zur Verfliigung ste-
hen.
§ 48 KiBiz (n.F.) gibt hierzu beispielhafte Vorschlage, wie

- Offnungszeiten von mehr als 47 Stunden woéchentlich

- Offnungszeiten an Wochenend- und Feiertagen,

- Offnungszeiten und Betreuung nach 17:00 Uhr und vor 7:00 Uhr

- oder Begrenzung der SchlieBungstage auf maximal 15 Tage jahrlich.
Hierbei handelt es sich jedoch nur um beispielhafte Vorschlage.

Das Kreisjugendamt erhilt fiir das Kita-Jahr 2020/21 anteilig 380.400 EUR Landesmittel, die durch 25
% Eigenanteil aufzustocken sind und sich somit auf 475.500 EUR fiir Projekte in Kindertageseinrich-
tungen erhéhen. Welche Angebote in die Férderung zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten aufge-
nommen werden entscheidet das Jugendamt im Rahmen der 6rtlichen Jugendhilfeplanung.

. Loésung:

Mit Sitzungsvorlage SV-9-1649 wurde in der Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 11.03.2020
bereits iber die durchgefiihrte Abfrage bei allen Tragern von Kindertageseinrichtungen im Kreisju-
gendamtsbezirk sowie deren bis dato eingereichten Anmeldungen berichtet.

Seitdem wurde die Zeit genutzt um zum einen die grundséatzlichen Fordervoraussetzungen zu klaren
sowie auch ein gemeinsames Forderkonzept mit den Miinsterlandkreisen sowie dem Stadtjugendamt
Minster zu erarbeiten.

Dabei hat man sich auf folgenden Verwaltungsvorschlag verstandigt:

A. Grundsatze:

- Bewilligungen erfolgen zunachst nur fiir ein Jahr um Erfahrungen zu sammeln.

- Es erfolgt keine Vollfinanzierung, sondern nur Forderanreize in den einzelnen Férderpunkten
des § 48 KiBiz (n.F.).

- Die Forderung zusatzlicher Leistungen muss im Vordergrund stehen, nicht nur Gegenfinanzie-
rung bereits bestehender Leistungen.

- Der Mindeststandard fir eine Teilnahme an der Forderung ist das Angebot von 35 Stunden
im Blockmodell (iber Mittag). Sofern also eine Kindertageseinrichtung kein Angebot von 35
Stunden Uber Mittag anbietet erfolgt keine Férderung nach § 48 KiBiz (n.F.) fir weitere fle-
xible Offnungszeiten.

- Vorliegen eines Forderantrages des Tragers mit den Rahmenbedingungen des § 48 KiBiz (n.F.)
und erganzender Rundschreiben des Landesjugendamtes.

- Grundsatzlich sollen die Angebote zur Nutzung von flexiblen Buchungszeiten im Rahmen von
bis 45 Wochenstunden zur Verfligung gestellt werden. Eine Ausweitungsmoglichkeit von Be-
treuungszeiten auf Gber 45 Wochenstunden ist nicht das Ziel.

B. Zu den konkreten beispielhaften Férderbereichen:
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1. Erweiterung der Offnungszeiten der Kindertageseinrichtungen:
§ 48 KiBiz (n.F.) gibt beispielhaft nur eine Férderung tber die 47. Wochenstunde hinaus. Das
Landesjugendamt hat hierzu jedoch bereits mitgeteilt, dass auch eine Férderung tber die Re-
geloffnungszeit von 45 Stunden foérderfahig ist. Die Jugendamter der Miinsterlandkreise so-
wie der Stadt Minster sprechen sich daher dafiir aus, bereits ab der 46. Stunde pauschal 1,5
Personalkrafte mit 40 EUR pro Stunde zu fordern.

Eine Ausrichtung der Forderung an die Kinderzahl ist zundchst nicht vorgesehen und bleibt
der Evaluation des tatsachlichen Bedarfes vorbehalten.

Eine Zulassung soll grds. fiir alle Kindertageseinrichtungen, die sich diesem Angebot bereits
geoffnet haben oder 6ffnen wollen erfolgen.

2. Offnungszeiten in Kitas an Wochenend- und Feiertagen:
Hierzu wurde keine generelle Absprache getroffen, so dass mogliche MaRnahmen individuell
pro Jugendamt umgesetzt werden sollen, die vorrangig durch Kindertagespflege abgedeckt
werden.

3. Offnungszeiten und Betreuungsangebote nach 17 Uhr und vor 7 Uhr:
Hier soll eine Férderung entsprechend Ziffer 1 erfolgen. Fiir Offnungszeiten tiber 50 Stunden
pro Woche hinaus sollen im Rahmen der begrenzt zur Verfligung stehenden Férdermittel be-
darfsabhangige Entscheidungen nur fiir einzelne Kindertageseinrichtungen getroffen werden.

4. Weniger als 16 SchlieRungstage pro Jahr:
Die Bedeutung dieses Forderbereiches wird von den beteiligten Jugendamtern hoch bewer-
tet, da dieser Forderbereich allen Kindern einer Kita zu Gute kommt und Betreuungskontinui-
tat sichert.
Ausgehend von einem Richtwert von 1.000 EUR Forderung pro Tag, der die Férdergrenze von
16 SchlieRtagen unterschreitet, wird eine abgestufte Férderung nach der GréRe der Kinder-
tageseinrichtung und entsprechend der besseren Personaleinsatzplanung vorgeschlagen:
Kitas bis 2 Gruppen 100 % des Forderbetrages
Kitas mit 3 Gruppen 90 % des Forderbetrages
Kitas mit 4 Gruppen 80 % des Forderbetrages
Kitas ab 5 Gruppen 70 % des Forderbetrages.
Eine Forderung soll grundsatzlich fur alle Kindertageseinrichtungen, die sich diesem Angebot
bereits gedffnet haben oder 6ffnen wollen erfolgen.

5. ergédnzende Kindertagespflege gem. § 23 Abs. 1 KiBiz (n.F.):
Die Jugendamter haben sich Gberwiegend dafiir ausgesprochen, die bereits bestehende Leis-
tung nur dann aus diesem Budget gegenfinanziert wird, wenn (ber die anderen Forderpunk-
te das Budget nicht ausgeschopft wird.

C. vorliegende Anmeldungen von Tragern:
Die einzelnen bisher eingereichten Anmeldungen von Trdgern sind in der Anlage 1 aufge-
fihrt. Es handelt sich um 9 Anmeldungen aus den Orten Havixbeck, Lidinghausen, Nordkir-
chen, Nottuln und Senden. Fir diese 9 Einrichtungen wiirden nach der unter B. aufgefiihrten
Foérdersystematik 153.980,00 EUR verbraucht. Durch die Férderung von Offnungszeiten ab
der 46. Stunde ist davon auszugehen, dass weitere Antrage zur Férderung von Offnungszei-
ten Uber 45 Wochenstunden eingereicht werden, da bislang davon ausgegangen wurde, dass
eine Forderung erst ab der 48. Wochenstunde entsprechend der beispielhaften Aufzahlung
in § 48 KiBiz (n.F.) erfolgt. Nach den der Verwaltung vorliegenden Daten haben 18 Kinderta-
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geseinrichtungen bereits im laufenden Kindergartenjahr Offnungszeiten von 46 oder 47 Wo-
chenstunden, die bislang noch keinen Antrag auf Forderung gestellt haben. Hierzu kénnten
allein Forderantrage fir insgesamt 34,25 Stunden und einer Férdersumme von zusatzlich
71.240 EUR nachgereicht werden. Damit wiirde die Fordersumme fiir MaRBnahmen in Kinder-
tageseinrichtungen von bislang 153.980,00 EUR auf 225.220 EUR erho6ht.

Offnungszeiten liber 50 Wochenstunden bietet bereits eine Einrichtung an, eine weitere
plant ein entsprechendes Angebot. Der DRK-Kindergarten ,,Am Schloss” in Senden bietet im
laufenden Kindergartenjahr eine Offnungszeit von 52,5 Stunden an und beabsichtigt diese
auf 55 Wochenstunden zuziglich 6,5 Wochenstunden im Bedarfsfall fiir eine Samstagsgrup-
pe auszuweiten. Der stidtische Kindergarten Tiillinghoff in Lidinghausen hat bislang Off-
nungszeiten von 45 Wochenstunden. Hier hat der Rat der Stadt Liidinghausen in seiner Sit-
zung im Februar 2020 beschlossen eine Randzeitenbetreuung einzufithren und die Offnungs-
zeiten moglichst fur die Zeit von 6:00 Uhr bis 20:00 Uhr zu erweitern. Ergebnisse einer Be-
darfsabfrage sollen am 28.05.2020 in der Sitzung des Ausschusses fiir soziale Infrastruktur
und Familienforderung des Rates der Stadt Lidinghausen vorgestellt werden und eine Ent-
scheidung zur Umsetzung herbeigefihrt werden.

Da sowohl in Senden als auch Lidinghausen sonst keine weiteren Kindertageseinrichtungen
mehr als 50 Wochenstunden Offnungszeit fiir das Kindergartenjahr 2020/21 angemeldet ha-
ben, schligt die Verwaltung vor, die beantragten erweiterten Offnungszeiten in dem Umfang
zu fordern, fir den verbindliche Bedarfsanmeldungen von Eltern fiir eine flexible Nutzung
von bis zu 45 Wochenstunden vorliegen.

Dariiber hinaus stehen aber auch alle anderen angemeldeten MaBnahmen unter dem Vor-
behalt entsprechender verbindlicher Bedarfsanmeldungen. Da die vorgeschlagene Fordersys-
tematik lediglich eine Anreizfinanzierung, nicht aber eine Vollfinanzierung ermdglicht, wer-
den Trager und Einrichtungen bereits selbst ein Interesse zur Umsetzung nur von bedarfsge-
rechten MaBnahmen sein.

lil. Alternativen

Forderung nach einer anderen noch zu entwickelnden Fordersystematik bzw. Férderhdhen, die folg-
lich von der mit den Miinsterlandkreisen und der Stadt Minster abgestimmten Férdersystematik und
Forderhohen abweichen.

Iv. Auswirkungen / Zusammenhinge (Finanzen, Personal, IT, sonstige Ressourcen)

Fir das Kindergartenjahr 2020/21 stehen Landesmittel in Hohe von 380.400 EUR fiir MaBnahmen
flexibler Offnungszeiten nach § 48 KiBiz (n.F.) zur Verfiigung. Voraussetzung ist jedoch, dass die Mit-
tel durch einen Eigenanteil des Jugendamtes in Héhe von 25 % also 95.100 EUR, aufgestockt werden.
Im Rahmen der Haushaltsplanung 2020 wurden bereits entsprechende Mittel fiir 2020 eingeplant.

Auf Grundlage der aktuell vorliegenden Anmeldungen von Tragern werden zunachst 153.980 EUR fir
das Kindergartenjahr 2020/21 gebunden, davon 115.485 EUR Landesanteil (75%) und 38.495 EUR
Jugendamtsmittel (25 %). Durch erwartete weitere Anmeldungen von Tragern, insbesondere auch zu
forderfahigen bereits bestehenden Angeboten, sowie der Abrechnungsfihigkeit von erganzender
Kindertagespflege wird erwartet, dass die Férdersumme von 475.500 EUR (380.400 EUR Landesmittel
zuziglich 95.100 EUR Jugendamtsanteil) im Kindergartenjahr 2020/21 weitestgehend verbraucht
wird.
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V. Zustdndigkeit fiir die Entscheidung
Nach § 71 Abs. 2 SGB VIl in Verbindung mit § 5 Abs. 2 Ziffer 2 der Satzung fiir das Jugendamt des
Kreises Coesfeld ist der Jugendhilfeausschuss fir die Entscheidung zustandig.



	NR
	Gremium
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	FAuswirkung

